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Bremen erhält 140 Millionen Euro mehr:
Sanierungshilfen in Sicht!

Bremen und Bremerhaven könnten durch neue Kredite bis
zu 140 Millionen Euro jährlich erhalten, dank geplanter

Gesetzesänderungen.

Bremerhaven, Deutschland - In Bremen tut sich was in der
Finanzlandschaft: Die Bundesregierung plant eine
entscheidende Änderung des Sanierungshilfegesetzes, die dem
Land die Möglichkeit eröffnet, jährlich bis zu 140 Millionen Euro
zusätzlich zu erhalten. Diese neuen finanziellen Spielräume
könnten Bremen und dem Saarland helfen, auf finanzielle
Herausforderungen besser zu reagieren. Ein erster Schritt in
diese Richtung könnte bereits am Mittwoch stattfinden, wenn
sich das Kabinett mit dem Gesetz befasst. Buten un Binnen
berichtet, dass die Änderungen darauf abzielen, beiden Ländern
die Aufnahme neuer Kredite zu ermöglichen, ohne die seit 2020
gewährten Sanierungshilfen in Höhe von jeweils 400 Millionen
Euro jährlich zu verlieren.

https://www.butenunbinnen.de/nachrichten/geld-finanzen-bremen-sanierungshilfen-100.html


Aktuell ist die Lage für Bremen angespannt: Die Einnahmen sind
in den letzten Jahren gesunken, mit einer Prognose von
Mindereinnahmen in Höhe von 17,1 Millionen Euro für 2027, die
bis 2029 auf fast 60 Millionen Euro pro Jahr anwachsen könnten.
Vor diesem Hintergrund ist die geplante Änderung umso
wesentlicher. Die Reform würde es Bremen erlauben, Schulden
in Höhe von 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
aufzunehmen – ein Hinweis darauf, dass Finanzministeriums
nützliche Möglichkeiten bereitstellt, um die Haushaltslage zu
stabilisieren. Der Bremer Senat muss sich nun darauf
vorbereiten, was bei Zustimmung durch Bundeskabinett,
Bundestag und Bundesrat zu dem zusätzlichen Geld führen
könnte, das dann zwischen Bremen und seiner Stadtgemeinde
Bremerhaven aufgeteilt wird.

Schuldenabbau als Bedingung

Ein wichtiger Aspekt dieser neuen Regelung ist, dass Bremen
und das Saarland sich weiterhin verpflichtet haben, ihre hohen
Schulden abzubauen. Dies ist der Preis für die Sanierungshilfen,
die ohne die Erlaubnis, Kredite aufzunehmen, eine große
Herausforderung darstellen. Die Situation erfordert ein gutes
Händchen in der Finanzplanung, um die Kassenlage stabil zu
halten und gleichzeitig notwendige Investitionen zu tätigen. Der
Weser-Kurier merkt an, dass die Zustimmung der darüber
hinaus erforderlichen politischen Gremien die entscheidende
Hürde darstellen wird.

Die Sensibilität rund um diese Gesetzesänderung spiegelt sich
auch im breiteren politischen Kontext wider, denn die Lockerung
der Schuldenbremse, die im Frühjahr von Bundestag und
Bundesrat beschlossen wurde, eröffnet den Ländern neue
Perspektiven. Bremen ist hier nicht allein, sondern das Saarland
steht ebenfalls vor dieser Herausforderung. Damit liegt viel an
den zuständigen politischen Entscheidungsträgern, die nun
darauf hoffen, dass das nötige Einvernehmen schnellstmöglich
erzielt wird. In dieser wichtigen Phase für die Bremische
Finanzpolitik dürfte die Unterstützung aus dem Bund

https://www.weser-kurier.de/bremen/politik/bremen-erhaelt-mehr-spielraum-fuer-kredite-durch-bundesbeschluss-doc81mb41u46zcmvsgen84
https://www.weser-kurier.de/bremen/politik/bremen-erhaelt-mehr-spielraum-fuer-kredite-durch-bundesbeschluss-doc81mb41u46zcmvsgen84


entscheidend sein, um zukünftige Entwicklungen abzusichern.
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